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Normative Orientierungen lokaler Schlichtung 


Fallstudien aus einem Waldecker Friedensgericht von 1850' 


Naoko Matsumoto 


1. Themenstellung: Normative Entscheidungskonstellationen 
in der Praxis von Friedensgerichten 


1.1. Einleitende Überlegungen 


Gab es im 19. Jahrhundert im deutschsprachigen Raum außergerichtliche öffentliche, vor 
allem staatlich anerkannte, institutionalisierte Konfliktlösungseinrichtungen? Die Antwort 
lautet „ja% oder vielmehr „ja, natürlich“ Ein repräsentatives Beispiel dafür ist das preußische 
Schiedsmannsinstitut, vor dem nach der Schiedsmannsordnung von 1879 vor einer Privat- 
klage wegen Beleidigung und Körperverletzung ein obligatorischer Sühneversuch stattzufin- 
den hatte. Demgegenüber ist vielleicht weniger bekannt, dass dieses Schiedsmannsinstitut 
bereits seit den 1820er/30er Jahren in sechs ost- und mittelpreußischen Provinzen (Preußen, 
Brandenburg, Schlesien, Sachsen, Pommern und Posen) existierte und ab 1847 stufenweise 
auch in der Provinz Westfalen eingeführt wurde. Und man nutzte es damals sogar ziemlich 
häufig. Nach den Angaben eines Handbuchs für Schiedsmänner in der Provinz Westfalen 
waren in den Jahren von 1856-1858 in den sechs oben genannten Provinzen im Durchschnitt 
jährlich über 260.000 anhängig,? was für sich allein schon der Zahl der Anträge aller 13 Pro- 
vinzen Preußens nach 1879 entspricht.3 





1 Die vorliegende Arbeit basiert auf einem Vortrag vom 8. Januar 2019 am Max-Planck-Institut für 
Rechtsgeschichte und Rechstheorie. Ich bedanke mich für die Einladung bei Peter Collin sowie für 
kritische Anregungen bei Heinz Mohnhaupt, Gerd Bender, Joachim Rückert, Karl Härter und Michael 
Stolleis. Die nachträglichen Einträge in den Anm. 34-37 sind nach der freundlichen Anregung von Stefan 
Vogenauer entstanden. Mein besonderer Dank gilt Christine Ried vom Hessischen Staatsarchiv Marburg 
für ihre großartige Hilfe bei der Archivrecherche. Die Arbeit wurde zudem von JSPS KAKENHI Grant 
Nr. JP17K03323 unterstützt. 

2 August Ferdinand Schering (Hg.), Handbuch für die Schiedsmänner in der Provinz Westphalen, Berlin 
1859, 5.2. 

3 Im Jahr 1880 wurden ca. 280.000 Sühneanträge in ganz Preußen angenommen. Die Zahl verringerte 
sich im Laufe der nächsten Jahre auf ein Niveau von 200.000 Fälle; eingehend dazu Andreas Koch, Die 
historische Entwicklung des Schiedsmannswesens in Preußen von 1808 bis 1900, Berlin 2003, S.224-263. 


Max Planck Institute for Legal History and Legal Theory Research Paper Series No. 2021-04 


Naoko Matsumoto 2 


Warum suchte man damals so oft Schiedsmänner auf? Um welche Streitgegenstände ging 
es dabei? Wurden die Anträge vielleicht nur von einem bestimmten Personenkreis gestellt? 
Wie hoch war die Anzahl der Vergleiche und wie hoch die Erfolgsaussichten eines Antrag- 
stellenden? War der Ausgang einer Schlichtung mit dem, was man durch einen Prozess vor 
Gericht hätte erreichen können, vergleichbar? All diese Fragen hätte man vor dreißig Jahren 
in der deutschen Rechtsgeschichtswissenschaft kaum gestellt, denn der Schiedsmann war als 
außerjuridisches Institut kein relevanter Forschungsgegenstand für Rechtshistoriker, die sich 
mit dem 19. und 20. Jahrhundert befassten. 

Heute sieht man das etwas anders. So kritisiert Gerd Bender in einem Text zur Projektvor- 
stellung des ehemaligen Forschungsschwerpunkts „Multinormativität“ die „etatistisch orien- 
tierte, von einem positivistisch-monistischen Rechtsbegriff geprägte Rechtsgeschichtswissen- 
schaft des 19. und weiter Teile des 20. Jahrhunderts‘; die dazu geneigt hätte, „den historischen 
Beobachtungsraum teleologisch auf die Vorstellungen von ‚Staat‘ und mit diesem zusam- 
mengedachten ‚Recht‘ hin zu strukturieren“* Wenn es also bei Multinormativität um die 
„Koexistenz juridischer und außerjuridischer Varianten von Normativität“ geht, könnte auch 
das Schiedsmannsinstitut des 19. Jahrhunderts ein interessantes Forschungsthema darstellen. 
Denn erstens bot es mit dem Schiedsmann als regional gewählter, ehrenamtlich agierender 
Privatperson gerade eine außerjuridische Konfliktlösungsmöglichkeit an. Und zweitens war 
der Schiedsmann als Schlichtungsorgan materiellrechtlich nicht an staatliche Normen und 
Regulierungen gebunden, sodass er sich theoretisch auch an nichtstaatlicher, moralischer, 
religiöser und praktischer Normativität orientieren konnte. 

Den damit verbundenen Fragen kann man allerdings nur dann sinnvoll nachgehen, wenn 
entsprechende Quellen überliefert sind. Diesbezüglich befand sich die Forschung lange in ei- 
ner misslichen Lage. Seit etwa 15 Jahren aber hat sich die Situation durch neuerliche archiva- 
lische Bestandsaufnahmen und durch die Entwicklung des Internets drastisch geändert und 
man findet heute in etlichen Archivportalen Bestände von Schiedsmannsprotokollbüchern.S 
2016 entdeckte ein Berliner Bibliothekar über 50 dieser Bücher im Hessischen Staatsarchiv 
Marburg.$ Das führte die Verfasserin mehrmals nach Marburg, wo sie diese Bestände stati- 
stisch auswerten konnte.? 





4 Das Zitat von Gerd Bender konnte bis 2020 der inzwischen überarbeiteten Webseite des Max-Planck- 
Instituts entnommen werden, es wurde jedoch nie anderweitig veröffentlicht. Zur Definition und zum 
Konzept vgl. Thomas Duve, Was ist >Multinormativität<? Einführende Bemerkungen, in: Rechtsge- 
schichte - Legal History (Rg) 25 (2017), S. 88-102, insbes. S. 88. 

5 Naoko Matsumoto, Konfliktlösung durch Schlichtung im entstehenden modernen Justizsystem. Ein 
deutsch-japanischer Vergleich aus Nutzerperspektive, in: Tatjana Hörnle / Christoph Möllers / Gerhard 
Wagner (Hg.), Gerichte und ihre Äquivalente (Recht im Kontext, vol. 7), Baden-Baden 2020, S. 115-160. 

6 Dank Herrn Thomas Reimer vom Wissenschaftskolleg zu Berlin sind der Verfasserin zum jetzigen Stand 
die Überlieferung der Protokollbücher von über 86 Schiedsmannsbezirken für den Zeitraum 1879-1920 
vor allem in folgenden Archiven bekannt: BLHA Potsdam, HStA Marburg, HStA Darmstadt, TStA Go- 
tha, NLA Wolfenbüttel, HStA Hamburg, NLA Aurich, Gemeindearchiv Langgöns. Unter den überliefer- 
ten Quellen sind die Jahre zwischen 1880 und 1905 am meisten protokolliert. Vgl. Matsumoto (Anm. 5). 

7 Eine statistische Auswertung folgt demnächst. 
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Dabei sind erst einmal folgende Ergebnisse dieser Recherche interessant: 1. Die Protokoll- 
bücher, die die Sühneverhandlungen aus dem Jahr 1848 enthalten, und damit nach heutigem 
Stand - mit Ausnahme der in den 1830er Jahren in einigen Gemeinden um Berlin hergestell- 
ten Schiedsmansprotokollbücher - die ältesten überlieferten Schlichtungsprotokollbücher 
deutscher Länder darstellen, stammen ausschließlich aus der Feder von „Friedensrichtern“ 
des Fürstentums Waldeck-Pyrmont (kurz „Waldeck“), wobei das Protokollformat und 
die niedergeschriebenen Vorgänge der Sühneverhandlungen von denen der preußischen 
Schiedsmänner nach 1879 kaum zu unterscheiden sind.$ 2. Fünfzehn Friedensgerichtsbezirke 
des Fürstentums Waldeck führten ihre - heute noch erhaltenen - Protokollbücher im Zeit- 
raum von 1848 bis 1879 (und darüber hinaus) fast lückenlos. Diesen Protokollbüchern ist 
zu entnehmen, dass in den 1850er Jahren im Durchschnitt jährlich knapp 40 Klagen pro 
1.000 Personen vor einem Friedensgericht erhoben wurden. Dieser Wert übersteigt bei wei- 
tem die Nutzungsfrequenz des Schiedsmannsinstituts in Preußen nach dem Inkrafttreten 
der Schiedsmannsordnung (1879) und ist damit fast genauso hoch wie die Anzahl der preu- 
ßischen Mahnverfahren (rund 47 Anträge pro 1.000 Einwohner für das Jahr 1880).? 


1.2. Materialauswahl und Gliederung 


Vor dem Hintergrunde dieser Befunde scheint es sinnvoll, eine inhaltliche Auswertung 
der einzelnen Fälle vorzunehmen, um die oben gestellte Frage, und vor allem eine leitende 
Frage, von welchen normativen Überlegungen bzw. Empfindungen ließ man sich an den 
Friedensgerichten leiten, auf der Grundlage solider und qualitativer Analysen beantworten 
zu können. Weil die Anzahl der in den fünfzehn Friedensgerichtsbezirken protokollierten 
Fälle überwältigend hoch ist, hat sich die Verfasserin entschieden, einen Bezirk und ein Jahr 
(1850) auszuwählen. In der vorliegenden Arbeit werden einige typische Fälle analysiert und 
es wird überprüft, inwieweit die Entscheidungsergebnisse mit den damals geltenden Rege- 
lungen der zivil- und strafrechtlichen Gesetzgebung harmonieren beziehungsweise inwie- 
weit sie davon abweichen. 





8 Wie nahtlos der Übergang der zwei Schlichtungsinstitutionen, Friedensgericht und Schiedsmann, im 
Fürstentum Waldeck-Pyrmont erfolgt hat, kann man an dem „Gesetz, betreffend die Einführung der 
Preußischen Schiedsmannsordnung vom 29. März 1879 in die Fürstenthümer Waldeck und Pyrmont“ 
feststellen. Es schreibt als Übergangsbestimmung vor, dass die Waldecker Friedensrichter „die Rechte 
und Pflichten der Schiedsmänner erhalten“ und „bis zum Ablauf der Amtszeit (...) ihre Thätigkeit ge- 
mäß der Preußischen Schiedsmannsordnung“ fortsetzen sollen (Art. 5.). Vgl. Fürstlich Waldeckisches 
Regierungsblatt (WRBI.) 1879, S. 87 £. 

9 Errechnet aus: Preußischen Justiz-Ministerial-Blatt 1880 (Antragszahl in gesamten Schiedsmannsbezir- 
ken Preußens: ca. 280.000); Jahrbuch für die amtliche Statistik des preußischen Staates, 5. Jg., Berlin 
1883 (die Gesamtbevölkerungszahl in Preußen: 27.279.111); Protokollbücher von Bergfreiheit, Fre- 
bershausen, Hüddingen, Immighausen, Meineringhausen, Neerdar, Nieder-Wildungen, Nordenbeck, 
Ober-Waroldern, Reitzenhagen, Rhadern, Schweinsbühl, Strohte, Sudeck, Vasbeck, in: HStAM, Prot III 
(Antragszahl aus den Jahren 1850-59 auf den Protokollbüchern: 3.528); Daten in LAGIS <http://www. 
lagis-hessen.de/> (die Einwohnerzahl der o.g. 15 Gemeinde im Jahr 1852: 6.906). 
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Der Aufsatz beginnt mit einer kurzen Darstellung der rechtlichen Lage von Waldeck um 
1850, um Entstehung und Charakteristika des Friedensgerichts herauszuarbeiten (2). Danach 
werden einige typische Fälle aus dem Jahr 1850 vorgestellt, die vor dem Friedensgericht Nie- 
der-Wildungen verhandelt wurden (3). Es folgen eine Auswertung in Bezug auf die Verfah- 
ren und Entscheidungsinhalte (4) sowie ein kurzes Fazit (5). 


2. Waldeck um 1850 


2.1. Verfassung, Grundbesitz, Gerichtswesen und Friedensgericht 


Das Fürstentum Waldeck-Pyrmont (kurz „Waldeck“) mit seinen gut 50.000 Einwohnern! 
war eines der kleinsten Territorien des Alten Reichs, welches die Zäsur um 1800 und die 
Mediatisierung unbeschadet überstanden hatte. Das Land war so klein und arm, dass schon 
im Vormärz einige seiner wichtigen staatlichen Funktionen wie Post- und Münzwesen 
an Preußen übergingen,!! aber dafür reichlich erfahren in politischen Auseinanderset- 
zungen, sodass es bis Mitte des 19. Jahrhunderts bereits drei Verfassungen erlebt hatte.!2 
Eine wirkliche, dauerhafte Umgestaltung der Staatsorganisation brachte erst die dritte Ver- 
fassung von 1849 im Gefolge die Märzrevolution. Sie verwandelte das Fürstentum in eine 
konstitutionelle Monarchie, mit einer Volksvertretung, die aus einer allgemeinen, direkten 
und geheimen Wahl auf der Grundlage des aktiven und passiven Männerwahlrechts her- 
vorging.!3 

Diese Verfassungsänderung ging mit einer Reform des Grundeigentumsrechts und der 
Justiz einher. Noch im Vormärz standen die meisten Besitzer Waldecker Bauerngüter im 
gutsherrlichen Verband und hatten verschiedene „Abgaben an die ursprünglichen Eigen- 
tümer“ zu leisten. Zur Veräußerung des Grundstücks brauchten sie die Einwilligung des 
zuständigen Richters. 1851 hob man den gutsherrlichen Verband der Bauerngüter und der 





10 Nach Speyer stieg von 1759-1846 die Zahl der Bewohner (ohne Pyrmont) von 34.438 auf 50.987, belief 
sich 1849 auf 51.630, 1852 auf 52.979 und 1855 auf 51.276. Siehe Otto Speyer, Das Fürstenthum Wal- 
deck-Pyrmont und seine sociale und politische Entwickelung seit 1848, in: Unsere Zeit. Jahrbuch zum 
Conversations-Lexikon, Bd. 6, Leipzig 1862, S. 657-699 (hier $. 664). 

11 Vel.zum Thema Post: Louis Friedrich Christian Curtze, Geschichte und Beschreibung des Fürstenthums 
Waldeck. Ein Handbuch für Vaterlandsfreunde, Arolsen 1850, S. 457; zum Thema Münzwesen: Chris- 
tian Noback / Friedrich Noback (Hg.), Münz-, Maass- und Gewichtsbuch. Das Geld-, Maass- und Wech- 
selwesen, die Kurse, Staatspapiere, Banken, Handelsanstalten und Usanzen aller Staaten und wichtigern 
Orte, Leipzig 1858, S. 734. 

12 Dieter Weigel, Fürst, Stände und Verfassung im frühen 19. Jahrhundert. Studien zur Entstehung der 
Verfassungsurkunden von 1814 und 1816 des Fürstentums Waldeck (Geschichtsblätter für Waldeck; 
Bd. 59), Arolsen 1967, insbes. S. 91-133; Eckhard Werner Budach, Das Fürstentum Waldeck in der Zeit 
des Deutschen Bundes, Kiel 1973; Helmut Nicolai, Staat, Behörden und Beamte in Waldeck 1814-1868 
(Geschichtsblätter für Waldeck; Bd. 48), Kassel 1956, insbes. S. 14-29. 

13 Speyer (Anm. 10), 5.683 f. 
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„in Erbpacht befindlichen und auf Lebenszeit verpachteten Güter“ bis auf einige Beschrän- 
kungen der Veräußerungsfreiheit!* gänzlich auf.!5 Die Justiz wurde von der fürstlichen 
Verwaltung getrennt, 1849 lediglich für die obere Instanz, zwei Jahre später dann mit dem 
Gerichtsverfassungsgesetz auch für die unteren Instanzen.!® Die Patrimonialgerichtsbarkeit 
wurde erst 1850 endgültig und ersatzlos abgeschaftt.!7 

Das Friedensgericht, das das Thema der vorliegenden Arbeit ist, wurde im Rahmen dieser 
Zäsur in Waldeck eingeführt. Das Einführungsgesetz von 1848 verlieh dem Gericht eine sehr 
breite sachliche Zuständigkeit. Sie reichte von Nachbarschaftsstreitigkeiten, Streit zwischen 
Eheleuten oder Eltern und Kindern, Alimenten, Erfüllung von Leibzuchtverträgen, Streit 
zwischen Dienstherren und Gesinde sowie Meistern und Gesellen und Beleidigungen bis 
zu Forderungen unter 25 Thaler (siehe Tabelle 1)18. In all diesen Fällen musste, bevor die 
Klage vor einem ordentlichen Gericht erhoben werden konnte, zunächst vor einem Frie- 
densgericht eine Schlichtung versucht werden. Diese Vorgabe verlich dem Friedensgericht 
von Waldeck seine entscheidende Bedeutung. 





14 Es bedurfte weiterhin der richterlichen Bestätigung bei Veräußerung der Bauerngüter, und ihre Teilung 
durch Erbgang war nur möglich, wenn die Teilungsmasse mindestens einen halben Morgen betrug; vgl. 
Speyer (Anm. 10), S. 685. 

15 Speyer (Anm. 10), S. 673 f. Außerdem berichtet Speyer von der sog. Holzfrage als Streitfragen, „die auch 
außerhalb des Ländchens Aufsehen erregte“ „Bisher war den Bewohnern des Landes ihr Bedarf an Holz 
aus den Domanialforsten gegen eine (...) schr mäßige Taxe (...) abgegeben worden (...). Im Herbst 1855 
erließ nun die Regierung eine Verordnung, demzufolge das Holz aus den Domanialforsten künftig öf- 
fentlich meistbietend versteigert (...) werden sollte. (...) Der Preis des Holzes stieg (...) auf das Drei- bis 
Sechsfache“ (S. 691 f.) Die Frage allerdings, wie sich dieses für die Lebensqualität der Einwohner sehr 
wichtige Problem auch in Fällen vor Friedensgericht spiegelte, kann aus Umfangsgründen im vorliegen- 
den Text nicht behandelt werden. 

16 Vgl. Eckhart G. Franz / Hanns Hubert Hofmann / Meinrad Schaab (Hg.), Gerichtsorganisation in Baden- 
Württemberg, Bayern und Hessen im 19. und 20. Jahrhundert (Beiträge / Akademie für Raumforschung 
und Landesplanung, Bd. 100) ARL, 1989. 

17 Gesetz vom 4.6.1850, WRBI. 1850, S. 127. Vgl. auch Nicolai (Anm. 12), $.43. 

18 Gesetz, die Errichtung von Friedensgerichten betreffend, vom 29.8.1848, WRBI. 1848, $. 81-92. 
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Tabelle 1: Sachzuständigkeit des Waldecker Friedensgerichts 





Als 
Prozess- 
voraus- 
setzung 
bestimmte 
Klage* 


in Nachbar- und Grenzstreitigkeiten 





2 | wegen Wegegerechtigekeiten aller Art und sonstigen dem Grund- 
eigenthum anklebenden Dienstbarkeiten 





3 | wegen Wässerungsrecht, dessen Ausübung oder Störung 





gegen einzelne Gemeindegenossen oder Consortien, wegen Hute. 
oder Pfirchberechtigung, und wegen Theilnehme an einem Hute oder 
Pfirchconsortium 


5 | wegen Veränderung oder Beschädigung an Grundstücken, Rainen, 
Gräben, Hecken und ähnlichen Anlagern 





6 | wegen Beschädigung der Früchte oder der Erndte im Felde und in den 
Gärten 





7 | zwischen Eheleuten, sofern die Klagen nicht die Trennung der Ehe zum 
Gegenstande haben 





wegen Alimenten 





9 | wegen Erfüllung von Güterabtretungs- und Leibzuchtverträgen oder 
letztwilligen Bestimmungen dieser Art 





10 | zwischen Eltern und Kindern, so wie zwischen Geschwistern 








11 | zwischen Dienstherren und Gesinde, so wie zwischen Meistern und 
Gesellen oder Lehrlingen wegen Abforderung ungebührlicher oder 
Verweigerung schuldiger Dienste, wegen Entlassung oder Austreten aus 
dem Dienst, wegen Dienst- oder Arbeitslohns und wegen Herausgabe 
der Sachen des Dienstboten oder Arbeiters 


12 | wegen Beleidigungen 





13 | wegen Forderungen unter 25 Thaler, sofern beide Theile am Ort des 
Friedensgerichts wohnen. 








Andere 
Streitig- 
keiten 





Die Parteien sind „zwar nicht verpflichtet, dieselben zunächst bei den Frie- 
densgerichten anzubringen, wenn jedoch ein Theil eine Ladung vor das 
Friedensgericht erwirkt hat, so ist der andere verbunden Folge zu leisten, 
sofern er in dem Orte wohnt, in welchem das Friedensgericht seinen Sitz 
har““** 





* Mit Ausnahme derjenigen Fälle, in welchen Gefahr beim Verzuge ist. Vgl. Gesetz (Anm. 18), $ 20. 
2 Vel. Gesetz (Anm. 18), $ 20. 


Das Waldecker Friedensgericht war - trotz seiner Bezeichnung - kein Gericht, sondern ein 
reines Schlichtungsorgan. Dies ergibt sich schon aus dem ersten Paragraph des Einführungs- 
gesetzes von 1848, der der neu zu errichtenden Institution aufgab, „streitige Rechtssachen im 
Wege der Güte zu erledigen“! Der Friedensrichter sollte „von sämmtlichen selbstständigen 





19 Gesetz (Anm. 18), $.1. 
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männlichen Bewohnern des betreffenden Orts“ für drei Jahre gewählt werden ($ 6). Sein 
Amt war ein Ehrenamt ($ 5). Termine waren in seinen Wohnungen abzuhalten ($ 22). Eine 
juristische Qualifikation war nicht erforderlich, und „Rechtsbeistände“ waren „ausgeschlos- 
sen“ ($ 23); bei Verhandlungen vor dem Waldecker Friedensgericht spielten Anwälte also 
keine Rolle. Die Verhandlungen waren gebührenfrei ($ 37). 

Es handelt sich also um ein staatlich vorgeschriebenes, aber kommunal errichtetes und 
betriebenes Schlichtungsorgan auf der Ebene regional kleinsten Einheit. Man könnte die 
Waldecker Friedensgerichte als Erscheinung einer Übergangsphase verstehen, in der nicht- 
staatlichen Gerichtsinstitutionen zwar dem staatlichen Justizmonopol unterworfen, aber 
nur lose mit ihm verkoppelt wurden. 


2.2. Französisches Recht und das Friedensgericht 


Der letzte wichtige Aspekt, der im Hinblick auf den besonderen Charakter des Fürstentums 
Waldeck zu thematisieren ist, ist der mögliche Einfluss des französischen Rechts. Als Mit- 
glied des Rheinbundes und direkter Nachbar des Königtums Westfalen, das Jerome, der Bru- 
der Napoleons regierte, hatte sich die Waldecker Regierung einst entschlossen, den Code 
Napoleon einzuführen, weil der Fürst Georg „von der Vortrefllichkeit des Code Napoleon 
und von der Nothwendigeit, solchem mit einigen (...) Abänderungen in Unsern Fürstent- 
hümern Waldeck und Pyrmont einführen zu müssen, überzeugt“ wäre.20 Inwieweit bzw. wie 
konsequent dieser Beschluss umgesetzt wurde, ist nicht klar. Im Bereich des Verfahrensrechts 
wurde zwar weiterhin gemeines Recht angewandt, aber nur „soweit die neueren Gesetze 
abweichende Bestimmungen nicht enthalten“?! Bei der Auswertung der einzelnen Verhand- 
lungen vor Friedensgerichten soll daher auch ein Augenmerk darauf gelegt werden, ob hier 
noch Spuren des französischen Rechts zu finden sind. 

Die Bezeichnung ‚Friedensgericht‘ ist ja bereits vom französischen justice de paix abgelei- 
tet. Die Hauptmerkmale des Waldecker Friedensgerichts, die breite sachliche Zuständigkeit, 
der Einsatz von „Laienrichtern“ und das Prinzip der Prozessvoraussetzung kannte das fran- 
zösische System schon seit 1789/1790.2? Ein für die Praxis nicht unwesentlicher Unterschied 





20 Beschluß über die Einführung des Code Napoleon betr., in: WRBl. 1812, S.245 f. Außer dem starken Ein- 
fluss des benachbarten Königtums Westfalen hatte Waldeck schon seit dem sog. Napoleonischen Krieg 
militärische Beziehungen mit Frankreich, indem Waldeck für das Königreich Holland (1806-1810) un- 
ter Regierung Louis Bonapartes seine Truppe übersandte. 

21 Wilhelm Gleisner, Die Civilprozeßgesetze für die Fürstentümer Waldeck und Pyrmont, Mengeringhau- 
sen 1859, Vorwort. 

22 Zur Entstehung der Friedensgerichte in Frankreich und in den von Franzosen besetzten linksrheini- 
schen Gebieten Deutschlands vgl. Marcel Erkens, Die französische Friedensgerichtsbarkeit 1789-1814 
unter besonderer Berücksichtigung der vier rheinischen Departements, Köln/Weimar/Wien 1994. Siehe 
auch die Forschungen, die sich mit den rheinischen Friedensgerichten befassen: Christian Wollschläger, 
Expansion von Ziviljustiz und Kredit im 19. Jahrhundert. Streitgegenstände und Parteien am Friedensge- 
richt Xanten 1826-1830, in: Gerhard Köbler / Hermann Nehlsen (Hg.), Wirkungen europäischer Rechts- 
kultur. Festschrift für Karl Kroeschell zum 70. Geburtstag, München 1997, S. 1425-1451; Astrid Maria 
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liegt dagegen in der Größe der Gerichtsbezirke. Das französische justice de paix galt näm- 
lich von der Instanz her als Amtsgericht, das Waldecker Friedensgericht dagegen lag noch 
eine Stufe darunter. Waldeck richtete 1848 in jeder Gemeinde (Ort) ein Friedensgericht ein, 
sodass gut einhundert Friedensgerichte im kleinen Waldeck existierten.?3 Im Staatsarchiv 
Marburg finden sich tatsächlich Protokollbücher von Gemeinden mit weniger als 200 Ein- 
wohnern (die kleinste Gemeinde Reizenhagen mit 133 Einwohnern).?4 

Noch etwas führten die Waldecker Gesetzgeber von 1848 im Unterschied zu den fran- 
zösischen Friedensgerichten ein: Zwar wurde damals ernsthaft überlegt, ob es bei so einer 
Schlichtungsinstitution überhaupt einer „Schriftlichkeit der Verhandlungen“ bedürfe oder 
die Verhandlung „passend auf die mündlichen Vorträge der Parteien, ohne Protocoll“ er- 
folgen solle „wie bei den französischen Friedensgerichten“25 Doch zum Glück geschah Letz- 
teres nicht, sodass uns heute diese wertvolle Quelle zur Verfügung steht. 


3. Fälle aus Nieder-Wildungen 1850 


Mit knapp dreitausend Einwohnern galt die Stadt Nieder-Wildungen (heute Bad Wil- 
dungen) um 1850 als eine der drei größten Städten Waldecks.?° Für diese Stadt wurden 
9 Protokollbücher der Lokalschlichtung (zwei davon sind leider im Archiv derzeit nicht 
auffindbar) angelegt, die jeweils rund 600 Seiten umfassen, von der Menge her mit Abstand 
die reichste Quelle unter den Protokollbüchern der Friedensgerichte. Der Grund für die Ent- 
scheidung für Nieder-Wildungen ist aber noch ein anderer: Alle Protokollbücher sind mit 
einem Namensindex am Ende des jeweiligen Bandes versehen, was die Identifizierung ein- 
zelner Personen maßgeblich erleichtert. Die vorliegende Untersuchung ist daher vor allem 
dem Nieder-Wildungener Friedensrichter Fritz Appel bzw. seinen „Gehülfen“ (Gerichtsassi- 
stenten) zu Dank verpflichtet. 





Mölling, Der Zivilprozeß vor dem rheinpreußischen Friedensgericht. Die Praxis des Friedensgerichts 
Xanten (1826 bis 1830), Aachen 2000. 

23 Siehe z.B. die Wahlergebnisse der Friedensrichter für die Dauer von 1851 bis 1854 in den Beilagen zum 
WRBI. Jg. 1851, 5.453, 526, 541, 574, 590, Jg. 1852, S. 21,49 £.,S. 98. Eine prosopographische Auswertung 
der Waldecker Friedensrichter hat sich die Verfasserin als spätere Aufgabe gestellt. Noch offen bleibt 
daher die Frage, ob die gewählten Friedensrichter frühere Träger der Patrimonialgerichte, Dorfgerichte 
oder Rügegerichte usw., kurz, konfliktbeilegende Organe auf der lokalen Ebene waren, was zugleich für 
die Frage der Kontinuität über die Märzrevolution hinweg von Belang wäre. 

24 Die Einwohnerzahlen der einzelnen Gemeinde vom Stand 1852 sind vom LAGIS (Anm. 9) abgeleitet. 

25 Friedrich Weigel, Zur Reform des Gerichtswesens der Fürstentümer Waldeck und Pyrmont, Mengering- 
hausen 1846.,S.13. 

26 Für das Jahr 1852 gibt die Statistik eine Einwohnerzahl von 2.818 an (Bad-Arolsen 1.946, Korbach 2.302), 
die in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts auf ca. 4000 wuchs. Vgl. „Bad Wildungen, Landkreis 
Waldeck-Frankenberg‘; in: Historisches Ortslexikon <http://www.lagis-hessen.de/de/subjects/idrec/sn/ 
ol/id/1873> (Stand: 1.9.2017). 
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3.1. „Forderung“ auf Zahlung 


Wie die Tabelle 2 zeigt, wurde mit großem Abstand am häufigsten „Forderung“ als Streit- 
gegenstand vor dem Friedensgericht angegeben. Was aber forderten die Kläger konkret vor 
dem Friedensgericht? Bei den 203 Klagen aus dem Jahr 1850 sind es mit absoluter Mehr- 
heit Forderungen auf Zahlung irgendeiner Schuld, und in dieser Kategorie fallen besonders 
Pacht- und Zehntgelder ins Auge.? Bei Pachtgeldklagen verklagten Gläubiger in der Regel 
mehrere vermeintliche Schuldner auf einmal, um die Schuld efhizient einzutreiben. 


Tabelle 2: Klage vor Friedensgericht Nieder-Wildungen 1850 nach Streitigkeiten 
































Streitigkeiten Zahl (%) 
„Forderung“ (auf Zahlung) 131 (65%) 
Beleidigung 13 (6%) 
„Gerechtigkeit“ (von Fahrt, Garten, Haus, Wiese, Acker) 10 (5%) 
Grenzstreitigkeit / sonst. sachenrechtl. Anspruch 9 (4%) 
Entschädigung 7 (3%) 
Herausgabe / Räumung 7 (3%) 
Abrechnung 5 (2%) 
Alimente / Erbverteilung 4 (2%) 
Sonstige 17 (8%) 
Summe 203 (100%) 











Aus den Daten der im Protokollbuch (HStAM, Prot. III, 1897 Bd. 1) protokollierten Fälle hergestellt. 


Werfen wir einen Blick in ein Protokoll, um den typischen Verlauf einer solchen Verhand- 
lung zu analysieren. Der Kläger Louis Schumann, „Erheber‘“; verklagte gleich 6 Personen und 
brachte vor dem Friedensrichter vor, sie schuldeten ihm eine gewisse Summe, deren Zahlung 
er verlange. Bis auf Georg Briele, der nicht erschien und zu einer Strafe von 10 Silbergro- 
schen verurteilt wurde, kamen alle Verklagten zur Verhandlung. Vier davon erkannten „die 
Richtigkeit der Schuld an“ baten aber sofort um „Stundung‘ d. h. um eine Verlängerung der 
Zahlungsfrist, die ihnen auch, bemessen auf 3 Wochen, gewährt wurde - einem der Verklag- 
ten sogar „bis Ostern wegen Krankheit“ Am Ende des Protokolls ist zu lesen: Die „Gerichts- 
kosten tragen die Verklagten“28 





27 Mehrere „Kläger“ prozessierten innerhalb eines Jahres drei- bis siebenmal. Außer dem Wirt Tewes und 
Apotheker Göllner waren diese „Kläger“ auch „Amtsschreiber“ (HStAM, Prot. III, 1897 Bd. 1,S.251-253), 
„Rentenmeister“ (S.274) und ein „Amtsgesell“ (S. 384 f.). 

28 HStAM, Prot. III, 1897 Bd. 1,S. 248. 
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Diese Form der Forderung auf Zahlung kommt im Protokollbuch des Friedensgerichts 
Nieder-Wildungen immer wieder vor und scheint somit üblich gewesen zu sein. Auch Wirte 
und Apotheker wandten sich an das Friedensgericht, um ausstehende Verzehr- oder Arznei- 
kosten einzuklagen. Selten bestritten die Verklagten die Forderungen. Sie konzentrierten 
ihre Energie hauptsächlich auf eine Fristverlängerung und gegebenenfalls auch auf die Ver- 
einbarung einer Ratenzahlung. Sowohl die Forderungen als auch der Wunsch nach Zah- 
lungsaufschub setzten sich hier fast ohne Ausnahme durch.?? Dass dies eine Win-Win-Situ- 
ation für beide Parteien war, zeigt sich auch darin, dass über 75 % aller „Forderungen“ auf 
Zahlung von 1850 mit einem Vergleich endeten (siehe unten Tabelle 3).30 

So gesehen wurden die meisten Klagen vor dem Friedensgericht von Nieder-Wildungen 
eben nicht wegen eines echten Konflikts erhoben. Sie sind vielmehr als Mahnung oder Er- 
innerung in ritualisierter Form zu verstehen. Kein Wunder, dass die Friedensgerichte als 
beliebtes Eintreibungsmittel einer unstreitigen Schuld von Gläubigern quantitativ genauso 
umfassend genutzt wurden. 


3.2. Grenzstreitigkeiten 


Andere Streitigkeiten vor dem Friedensgericht mussten aber nicht unbedingt so ausgehen 
wie diese Forderungen. Schauen wir als Nächstes auf eine Grenzstreitigkeit, die schon per 
Definition konfliktträchtiger ist. Am 2. Juli 1850 erschien der Bäckermeister Schotte vor dem 
Friedensgericht und brachte vor, er besitze in Welgehofe eine Wiese, die durch Erbschaft 
von seinem verstorbenen Vater auf ihn übergegangen sei. Der Beklagte Jacob Weber habe 
seinerseits im Laufe dieses Frühjahrs eine Wiese gekauft, deren Grenzlinie an seiner Wiese 
entlanglaufe. Weber habe vor circa acht Tagen zwei Bund Gras von des Klägers Wiese ab- 
schneiden lassen und zu sich nach Hause gebracht. Schotte verlangte nunmehr, dass Weber 
ihm das Gras wiedergebe und künftig nicht mehr so weit mähe. Der Beklagte dagegen stellte 
all dies in streitig und sagte aus, das fragliche Stück Wiese sei sein Eigentum. 

Die Aussagen der Parteien gingen also naturgemäß stark auseinander. Doch machte das 
Friedensgericht einen Vorschlag, der zur Einigung der Parteien führte. Er lautete: „Herr 
Bauplraktikant] Eichler soll nach der [vorzunehmenden] Einsicht der fraglichen Fluhrgarten 
nach seiner Überzeugung aussagen[,] wo die Grenze zwischen den beiden Wiesen her gehört 
und was derselbe aussagt[,] wollen beide Theile zufrieden sein“31 





29 Die Ausnahme findet sich in HStAM, Prot. III 1897 Bd. 1,$. 261: Für das Pachtgeld zum Gut Wolff v. 
Gudenberg für das Jahr 1849 in Höhe von gut vier Reichsthalern bat Barthold Eppe um Stundung, die 
ihm jedoch verweigert wurde. Ebenso ging es Carl Stracke in derselben Verhandlung. 

30 Ob die vor Friedensgericht Nieder-Wildungen erfolglos beendeten Fälle weiter in der untersten Instanz 
der ordentlichen Gerichtsbarkeit verhandelt wurden, kann anhand der Archivgüte im HStAM, Bestand 
126 und 275, zumindest teilweise nachvollzogen werden. Dies hat sich die Verfasserin als nächste Auf- 
gabe gestellt. 

31 HStAM, Prot. III, 1897 Bd. 1,S. 326-328: Fall des Bäckermeisters H. Schotte gegen Jacob Weber. 
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Auch andere Grenzstreitigkeiten des Jahres 1850 endeten mit einem Vergleich.3? Gemein- 
sam war den Vergleichen, dass eine dritte Person wie der Baupraktikant Eichler an den Ort des 
Konflikts geschickt wurde, um die umstrittene Grenze festzulegen. Hier sei darauf hingewie- 
sen, dass im Gesetz zur Einführung des Friedensgerichts von 1848 keine Vorschrift darüber zu 
finden ist, wie man Grenzstreitigkeiten zu schlichten habe, geschweige denn die Regel, dass 
eine dritte Person zur Messung und Grenzbestimmung beauftragt werden solle. Auch Walde- 
cker Gesetze vor 1850 kannten keine privatrechtlichen Regeln zu Grenzstreitigkeiten?3. Der 
Friedensrichter ist also selbst zu dieser Lösung gelangt oder hat sie aus einem anderen Kontext 
übernommen, möglicherweise von französischem Recht3? oder aus dem Gemeinen Recht35 





32 HStAM, Prot. III, 1897 Bd. 1, S. 308 £.: Fall der „Ehefrau Philipp Seibel“ gegen Meister Friedrich Valen- 
tin Seibel. HStAM, Prot. II, 1897 Bd. 1,5. 311 £.: Ackermann Christoph Menkele gegen Wittwe Christ 
Merz. Das Friedensgericht schlug außerdem vor, es „sollen U Ulrich und H Fritz Appel sich an Ort um 
Stelle mit den Parteien verfügen und zwischen die Garten Steine zu setzen“ HStAM, Prot. III, 1897 Bd. 1, 
S.330-332: Fall des Christian Kratz gegen Meister Edward Maus. 

33 Waldecker Gesetzgeber erließ in den 1810er Jahren etliche Vorschriften über „Abmarken der Grund- 
stücke an Walde‘ wobei es um Forstordnungen ging, die den Einwohnern mit Drohung von Bußgeldern 
dazu verpflichten, ihre Grundstücke von den Waldungen „durch Gräben“ abzumarken (WRBI. [Anm. 8], 
1812, S. 228; 1813, S. 70; 1819, S. 31). Ein zeitgenössisches Ausschreiben an Forstinspektoren etc. er- 
wähnt den Fall, wo „irgend ein Ort streitig seyn [sollte] und die Gränze durch billige Uebereinkunft 
nicht bestimmt werden können‘; schreibt aber dazu keine materielle Regelung vor, was dann geschehen 
sollte, sondern nur ihre Anzeigepflicht: „so ist solches Uns zu Ergreifung zweckmäßiger Massregeln 
sofort anzuzeigen“ (WRBI. 1813, S. 43). Organisatorisch verordnete der Gesetzgeber später so weit, dass 
er ein „Feldgericht“ in jeder Gemeinde des Staates einrichten ließ, das „aus dem Ortsbürgermeister als 
Vorsitzenden und 2, 4, 6 oder 8 Feldgeschworenen“ bestehen ($ 2) und für Erhaltung und Verwaltung 
der Grenzsteine im Gemeinde zuständig sein sollte. Rechtsweg gegen die Verfügung des Feldgerichts, 
einen Grenzstein an der umstrittenen Stelle zu setzen, sei dem Betroffenen überlassen ($ 7). (Gesetz über 
die Erhaltung der Grenzsteine, in: WRBI. 1861, S.7). Ob ein Sachverständiger wie „Baupraktikant“ bei 
Grenzstreitigkeiten eingesetzt werden soll, wird im Gesetz wiederum nicht erwähnt. Vgl. Verzeichnis der 
wichtigsten Waldeckischen Gesetze und Verordnungen bis zum Schlusse des Jahres 1863, Mengering- 
hausen 1864. 

34 Art. 646 Code Civil ordnet an, dass jeder Eigentümer seinen Nachbarn dazu verpflichten kann, die an- 

stoßenden Grundstücke abzugrenzen („Tout proprietaire peut obliger son voisin au bornage de leurs 

proprietes contigu&s?), enthält aber keine näheren Angaben dazu, in welchem Verfahren streitige Gren- 

zen zu ermitteln sind. 1838 hat ein Gesetz, Loi du 25 mai 1838 sur les justices de paix, im Art. 6, n° 2, 

den Anspruch auf Grenzbestimmung vor Friedensrichtern (juges de paix) verwiesen (“Les juges de paix 

connaissent en outre, a charge d’appel: (...) 2.°Des actions en bornage, et de celles relatives & la distance 
prescrite par la loi, les reglements particuliers des lieux pour les plantations d’arbres ou de haies, lorsque 
la propriete ou les titres qui l’Etablissent ne sont pas contestes?), sofern die Grenze selbst unbestritten 
ist. Bei Grenzstreit hingegen gehört die Klage vor Ortsrichter, so nach F. (Frangois) Laurent, Principes de 

droit civil, t.7 (1872), p. 486 f. 

Vielleicht erinnert die hier vor Friedensrichter praktizierte Lösungsmethode - Einsatz eines Bauprak- 

tikantes - an die Regel aus dem Zwölftafelgesetz, die die Aufgabe der Grenzbestimmung dem men- 

sor (Landmesser/Feldmesser) überträgt. Nach Justinian hingegen entscheidet in allen Grenzprozessen 

(actiones finium regundorum) der ordentliche Richter, wobei Landmesser nur als sachverständige Be- 

rater des Gerichts funktionieren sollte. Hoeniger meint, der Justinianische Grenzprozess sei in Deutsch- 

land - nach der Rezeption - „nahezu völlig recipiert worden“ Franz Hoeniger, Die Grenzstreitigkeiten 
nach deutschem bürgerlichen Rechte auf historischer Grundlage unter besonderer Berücksichtigung 
des preussischen Rechtes, Berlin 1901, S. 10-28, Zitat 16. Auch Romanisten um 1850, auf denen Hoeni- 


3 


wn 
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oder aber aus dem Gewohnheitsrecht3®. Die relativ hohe Erfolgsrate bei seiner Beilegung von 
Grenzstreitigkeiten um 70% (siehe unten Tabelle 3) könnte daher ein Beispiel dafür sein, wie 
am Nieder-Wildungener Friedensgericht Multinormativität praktiziert wurde. 


3.3. Alimentation und Hilfe zur Kindererziehung 


Das dritte Beispiel sind Fälle der Alimentenforderung. Zwar war Alimentation quantitativ 
gesehen kein typischer Streitgegenstand vor dem Friedensgericht Nieder-Wildungen, ob- 
wohl das Waldecker Friedensgericht gesetzlich für diese Angelegenheit zuständig war (Ta- 
belle 2). Trotzdem könnte sich ein Blick auf einen Fall aus diesem Rechtsbereich lohnen, 
weil das Verhalten einer Partei hier eine Art Abweichung vom staatlichen Recht andeutet. 

Die Klägerin Friederike Dieke aus einer anderen Gegend klagte vor dem Friedensgericht, 
sie habe mit dem Beklagten Ludwig Mogk in „unehelichen Verhältnissen“ ein Kind gezeugt, 
welches nach 10 Tagen gestorben sei. Mogk habe zwar die gesetzlichen Alimentengelder 
gezahlt, weigere sich aber die „Leichengebühren“ zu zahlen, sodass sie den Friedensrichter 
„bittel,] ihn dazu anzuhalten“ Beklagter Mogk dagegen erklärte, „nach den Landesgesetzen 
sei er dergleichen Gebühren nicht schuldig“ 37 

Stimmte es, was Mogk behauptete? Waldecker Gesetze verpflichteten die Väter nichtehe- 
licher Kinder zu verschiedenen Formen der Unterstützung. Nach zeitgenössischer Literatur 
über das Waldecker Landesrecht sollte der Vater „außer den bestimmten Alimenten bis zum 
15. Jahr ausschließlich“ die „Kindbettskosten und die kirchlichen Gebühren nach bestimm- 
ten Sätzen und etwaige Verammungskosten, imgleichen die Kosten ärztlicher Geburtshülfe 
zahlen“ und, wenn er dazu in der Lage sei, „dem Kinde nachher und allenfalls zu Erlernung 
eines Handwerks behülflich seyn“38 

Der üppige Katalog zugunsten eines nichtehelichen Kindes nutzte jedoch der Klägerin 
Dieke nichts, da er keine Regelung für den Todesfall des Kindes, vor allem hinsichtlich der 
Leichengebühren enthielt. „Leichengebühren“ waren damals im deutschsprachigen Raum 
Gelder, „welche bey dem Absterben der Gemeindeglieder die Hinterbliebenen der (...) Kir- 
che“ bzw. einem Geistlichen „entrichten mussten, welche gesetzmäßig am Leichenbegäng- 
nisse Anteil haben“ 39 Die Gebühren waren je nach Ort, Stand und Alter der Verstorbenen 





ger sich stützt, scheinen diese justinianische Lösung positiv angenommen zu haben. Vgl. Adolf August 
Friedrich Rudolff, Über die Grenzscheidungsklage, in: Zeitschrift für geschichtliche Rechtswissenschaft 
10 (1842), S. 343-437, insbes. 407-422; G Puchta, Cursus der Institutionen, Bd. 2, 2. Aufl. Leipzig 1846, 
S. 602-610. 

36 Gewohnbeitsrechtliche Lösung in Nieder-Wildungen konnte bis jetzt nicht ermittelt werden. 

37 HStAM, Prot. III, 1897 Bd. 1,S.288: Fall der Friederike Dieke gegen Ludwig Mogk. 

38 Friedrich Weigel, Einleitung in das Waldeckische Landesrecht, 1846, S. 15 f.; Wenn das Kind vier Jahre 
alt sei, so könne der Vater es sogar selbst zu sich nehmen, „vorausgesetzt, daß keine Bedenken obwarten“ 
(Vgl. Verordnung zur Verhütung des Kindermords v. 3. Januar 1780 und Verordnung v. 1804 im Wal- 
deckischen Intelligenz-Blatt, S. 321. Abgeleitet von Weigel, ebd.) 

39 Vgl. Art. „Leichengebühren‘ in: Johann Georg Krünitz, Oekonomische Encyklopädie, (1773-1858), Bd. 
73,S.715-720. 
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unterschiedlich hoch. In manchen Ländern gab es dazu nur ungenaue Regeln oder eben, wie 
in Waldeck, gar kein Gesetz, was „zu vielen Mißbräuchen und falschen Ausdeutungen von 
Seiten eigennütziger Geistlicher“ führen konnte.* 

Mogk hatte also wohl in dem Punkt recht, dass die Landesgesetze Waldecks keine Vor- 
schriften über Leichengebühren enthielten. Möglicherweise wollte er, als er die Zahlung 
verweigerte, der Ausbeutung durch einen geldgierigen Geistlichen entgehen. Trotzdem ka- 
men die Parteien letztlich zu einem Vergleich, indem der Beklagte, „um Weitläufigkeit zu 
vermeiden‘; der Klägerin anbot, „die ‚Todenlieder‘ fürs Kind machen [zu] lassen und außer 
diesen noch baar 18 Sgr. sogleich [zu] bezahlen.“ Die Klägerin gibt sich damit zufrieden. 

Mit den „Todenliedern“ sind hier wahrscheinlich Lieder gemeint, die für das gestorbene 
Kind in der Kirche (gegen Gebühr) gesungen wurden. Der Beklagte Mogk zeigt hier also 
eine gewisse Großzügigkeit, indem er jener Friederike eine Art von Leichengebühr zahlte, 
obwohl er nach Landesgesetzten keineswegs dazu verpflichtet war. Diese Art von Großzü- 
gigkeit findet sich auch in einigen anderen Fällen, bei denen es solch grundlegende Lebens- 
aspekte wie die Sorge für Kinder geht. Auf das Stichwort Großzügigkeit komme ich später 
zurück. 

So wie der Fall von Friederike Dieke, der zugunsten der Klägerin als Mutter eines unehe- 
lichen Kindes ausging, scheint auch der nächste Fall ein Beispiel für den Erfolg einer Mutter 
- zumindest auf den ersten Blick. Die Klägerin Christiane Grabe aus Berich (einem Nach- 
bardorf) erschien am 13. August 1850 vor dem Friedensgericht und gab an, sie habe sich im 
vorigen Jahr bei dem Beklagten ab dem Martinstag von 1849 zu 1850 - also für ein Jahr - 
verdingt. Doch sei vor ca. 14 Tagen ihre Mutter gestorben und bei dieser hätte sie ein Kind zu 
erzichen gehabt. Da dieses Kind nun keinen „Mund“ [im Sinne von Vormund] mehr habe, 
sei sie nach Hause zurückgekehrt, um das Kind zu versorgen. Der beklagte Bäckermeister 
Fritz Schleiermacher meinte dazu, er sehe völlig ein, dass das Kind erzogen werden müsse, 
und er sei auch bereit, sowohl das Kind als auch die Klägerin bis zum Martinstag „unentgelt- 
lich“ in seinem „Haus aufzunehmen und Essen und Trinken zu geben‘; wenn die Klägerin 
ihre Arbeit „noch thut wie sie Sache früherhin gethan“ habe.*! 

Ende gut, alles gut, könnte man meinen. Der Dienstherr zeigte seine Großzügigkeit und 
nahm das Kind seiner Dienstbotin - wahrscheinlich arbeitete sie als Dienstmädchen oder 
Köchin - in seinen Haushalt auf, damit sie ihre Arbeit, die Wohnung und ihr Kind nicht 
aufgeben musste. Was an diesem Fall eigentlich interessant erscheint, ist die Angabe der 
Streitigkeit: Der Friedensrichter schreibt nämlich dazu „Forderung an Lohn betr“ und nicht 
etwa Anspruch auf Wiedereinstellung oder auf das Recht, mit dem eigenen Kind zusammen- 
zuwohnen (s. Bild 1). Im Protokoll steht jedoch kein Wort darüber, ob die Lohnzahlungs- 
forderung gegen den Bäckermeister Schleiermacher Erfolg hatte. 





40 Krünitz (Anm. 39), Bd. 73, $.715. 
41 HStAM, Prot. III, 1897 Bd. 1,5. 349: Fall der Christiane Grabe gegen Beckermeister Fritz Schleiermacher. 
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Bild 1. Fall von Grabe gegen Schleiermacher 





(HStAM, Prot. III, 1897 Bd. 1,5. 349). 


Was der Bäckermeister anbot, war also nur „Essen und Trinken“ und zwar - wenn man den 
Verhandlungstermin beachtet - nur für knapp drei Monaten bis zum nächsten Martinstag 
am 11. November. Eine mögliche Erklärung wäre, dass der Dienstherr die tüchtige Magd 
noch für die Erntezeit bei sich behalten und dabei die Lohnkosten sparen wollte, indem 
er ihr Kind im Haus duldete. Wir wissen leider nicht, was mit Christiane Grabe nach No- 
vember geschah. Was sie gesetzlich hätte in Anspruch nehmen können, war - in der Zeit 
ohne Kindergeld und ohne jegliche Sozialförderung für Alleinerziehende wie Unterhaltsvor- 
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schuss - wohl nicht viel. Das Friedensgericht von Nieder-Wildungen erweist sich als nicht 
besonders arbeitnehmerfreundlich, soweit es die Ausgänge von 1850 anzeigen. Die anderen 
wenigen Fälle von Lohnforderungen desselben Jahres endeten nämlich für die Kläger fast 
alle ohne Erfolg.*? 


3.4. „Beleidigung“ 


Klagen wegen „Beleidigung“ machten 1850 nach der „Forderung“ den zweitgrößten Posten 
aus, wenn auch nur mit 6 % (Tabelle 2). Auffallend bei den Fällen von Beleidigung ist die 
geringe Erfolgsrate, die wesentlich niedriger lag als bei anderen Streitigkeiten (Tabelle 3). 


Tabelle 3: Erfolgsrate der Fälle vor Friedensgericht Nieder-Wildungen 1850 mit vier am 
meisten angebrachten Streitigkeiten 

















Streitigkeiten / | „Forderung“ | Beleidigung | „Gerechtigkeit“ | Grenzstreitigkeit | Insgesamt 
Ausgang 

Vergleich 101 (77%*) |7 (54%) 7 (70%) 5 (71%) 147 (72%) 
erfolglos 29 (22%) 6 (46%) 3 (30%) 2 (29%) 55 (27%) 
unentschieden | 1 (1%) 0 (0%) 0 (0%) 0 (0%) 1 (1%) 
Summe 131 (100%) |13 (100%) | 10 (100%) 7 (100%) 203 (100%) 























Aus den Daten der im Protokollbuch (HStAM, Prot. III, 1897 Bd. 1) protokollierten Fälle hergestellt. 


* Bei dem Fall, dass ein Kläger mehrere Personen verklagte, wird nur derjenige Fall als „Vergleich“ 
bezeichnet, in dem alle „Beklagten“ einen Vergleich mit dem Kläger abschließen. 


Für 1850 fällt außerdem auf, dass so manche Beleidigungsklage in Zusammenhang mit ge- 
leisteten Diensten erhoben wurde.*3 Dementsprechend war sie komplizierter, weil es dabei 
nicht nur um eine einfache Beschimpfung ging, sondern — wegen Infragestellung des Wertes 
der geleisteten Arbeit - obendrein um Verleumdung oder üble Nachrede und daher manch- 
mal zusätzliche Forderungen nach Wiedergutmachung erhoben wurden. Dabei ging es auch 
um die Wiederherstellung des Rufs. Hier spielt einmal mehr der Baupraktikant Eichler, der 
bei Grenzstreitigkeiten mehrmals mit der Vermessung und Grenzfestlegung beauftragt wor- 
den war,* eine Rolle, diesmal jedoch als Kläger. 





42 Bei einer Klage von Gefangenenwärter Dicke für seine Tochter gegen ihren Dienstherrn, den Lehrer 
Heinzmann, warf er dem Verklagten eine Ehrenverletzung vor und verlangte den rückständigen Lohn 
für ein halbes Jahr. Das Friedensgericht führte die Parteien zum Vergleich, allerdings mit dem Inhalt, 
dass die Tochter nur „vier tagelange Lohn“ bekam. HStAM, Prot. III, 1897 Bd. 1,5. 318 f£. 

43 Schon 30 Jahren später sieht die Lage etwas anderes aus, d. h. die Beleidigungsfälle im Jahr 1880 sind zu- 
meist einfache Beschimpfungen. Die Auswertung der Beleidigungsfälle im Vergleich mit den späteren 
Jahren erfolgt in einem späteren Aufsatz. 

44 Siehe Anm. 31 u. 32. HStAM, Prot. III, 1897 Bd. 1, 5.308 £.,S.311 £., 5. 326-328. 
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Am 5. November 1850 klagte Eichler vor dem Friedensgericht, dass der Verklagte Koch 
sich jüngst „in Gegenwart des Hrn. Bürgermeisters Wahl u Wilhelm Kratz u. Robert Wagner 
gegen den Hrn. Beirath Baast“ auf folgende Weise auf öffentlicher Straße geäußert habe: „Es 
dürfe bei dem Abbruch des alten Rathhauses bezügl. dem Bau des neuen Kreisgebäudes 
nicht so her gehen wie es beim Straßenbau zu geschehen pflege, denn hier würden die Arbei- 
ten nach Willkühr vertheilt und einige (...) beliebte Personen [würden] bevorzugt“ 

Durch den dadurch erzeugten Verdacht der Korruption werde seine Ehre und sein guter 
Name aufs schärfste angegriffen und er müsse auf Rücknahme dieser frechen Äußerung 
dringen, so der Eichler. Koch erklärte darauf, er habe mit seinen Äußerungen keineswegs die 
Person des Klägers beleidigen wollen und sei von Herrn Beirat Baast bloß falsch verstanden 
worden; er habe nämlich mit seiner Äußerung lediglich andeuten wollen, dass so „wie bei 
den Schachten“ deren Bau an das niedrigste Gebot vergeben würde, auch bei den anderen 
Straßenarbeiten verfahren werden möge, sprich, es sollten bei der Auftragsvergabe nicht im- 
mer nur bestimmte Personen bevorzugt werden. Er erkläre ausdrücklich, „daß der Hr. Kläger 
in seinem Berufe stets ehrenvoll“ gehandelt habe (s. Bild 2).#5 


Bild 2. Fall von Eichler gegen Koch (Einrede des „Verklagten“) 





(HStAM, Prot. III, 1897 Bd. 1, S, 368.) 


Klingt diese Entschuldigung von Koch überzeugend? Das war hier offenbar gar nicht wichtig, 
weder für die streitenden Parteien noch für den Friedensrichter. Vor dem Friedensgericht wird 
der strafrechtliche Unterschied zwischen einer einfachen Beleidigung und der Verleumdung 





45 HStAM, Prot. III, 1897 Bd. 1, S, 368. 
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oder der üblen Nachrede nie zum Thema gemacht, was ja angesichts der Funktion dieser 
Institution auch vernünftig war. 


4. Analyse 


Kommen wir wieder zu der Frage zurück, ob bei Verhandlungen vor dem Friedensgericht 
Abweichungen von den Landesgesetzen erkennbar sind. Die Frage, warum so viele Klagen 
vor dem Friedensgericht in Waldeck erhoben wurden und eine so hohe Erfolgsrate zu ver- 
zeichnen war, wird anschließend noch einmal aufgegriffen. 


4.1. Abweichung der friedensgerichtlichen Lösungen von staatlich gesetzten 
Rechtsnormen? 


Tatsächlich endeten einige Fälle in Nieder-Wildungen mit recht flexiblen Lösungen: so wie 
bei Grenzstreitigkeiten, wo ein Experte wie Baupraktikant Eichler dafür eingesetzt wurde, 
die Grenze der Nachbarwiesen festzulegen, fand der Friedensrichter ein Lösungsmodell, das 
nicht von Landesgesetz bereitgestellt wurde. Ähnliches ist zu schen im Verfahren von Dieke 
gegen Mogk bei der „Leichengebühr“ Hier und in vergleichbaren Fällen, gaben manche Par- 
teien vor dem Friedensgericht stärker nach, als es die entsprechende staatliche Rechtsnorm 
verlangt hätte. Mogk bezahlte jene „Leichengebühr‘ obwohl er nach den Landesgesetzen 
dazu nicht verpflichtet war, und außerdem noch 18 Silbergroschen in bar, „um Weitläufig- 
keit zu vermeiden“ Solche Art von Großzügigkeit wird auch sichtbar in einem Fall gegen 
den Bäckermeister Schleiermacher, der aus welchen Motiven auch immer, das Kind seiner 
Dienstbotin bei sich aufnahm, obwohl kein Landesgesetz ihn dazu zwang.?” Noch eigenar- 
tiger zeigt ein Kläger seine Großzügigkeit in einem anderen Beispiel, gegenüber dem Meister 
Georg Danz, von dem er die Zahlung von 22 Sgr. für eine vor zwei Jahren gekaufte Mütze 
verlangt hatte. Der Beklagte wehrte sich mit der Behauptung, dass er den Kläger im vorigen 
Jahr bei einer Schlägerei seinem Paß gerettet und nach Haus gebracht hätte. Hierfür begehrte 
er 10 Sgr., mithin sei er nur noch 12 Sgr. schuldig. Der Kläger akzeptierte dies.*$ 

Solcherart originelle Verfahrensausgänge machen deutlich, dass die Parteien und das Frie- 
densgericht immer wieder zu einer Lösung kamen, ohne dabei besonders auf die geschrie- 
benen Rechtsnormen zu achten. Es kann durchaus sein, dass diese Flexibilität zur Beliebtheit 
des Friedensgerichts beitrug und schließlich zu der hohen Prozessrate führte. Für eine Pra- 
xis der Multinormativität sind diese Fälle allerdings kein gutes Beispiel, weil die Streitpar- 
teien und Friedensrichter dabei weder gegen Landesgesetze verstießen noch sich darin die 





46 HStAM, Prot. II, 1897 Bd. 1,5. 349. 
47 Siehe Weigel (Anm. 38), 5.15 f. 
48 HStAM, Prot. III 1897 Bd. 1,S. 348: Fall des Meisters Georg Danz gegen Flurschultz Franke. 
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Existenz oder Anwendung einer nichtrechtlichen Norm zeigte. Es stimmt zwar schon, dass 
dort manchmal großzügige Abweichungen von Landesgesetzen bestanden, aber damit kann 
man noch nicht sagen, dass aus diesen Abweichungen heraus eine eigene Art Normativität 
gestaltet wurde. Auch bei Beleidigungsfällen wurde kein „konflikthaftes Verhältnis zwischen 
Verhältnis zwischen Recht und Ehre“ festgestellt, und somit keine „Interaktion von recht- 
licher und nichtrechtlicher Normativität“ wie Peter Collin in seinem Aufsatz über Ehren- 
gerichtsbarkeit so schön formuliert hat. 


4.2. Funktion des Friedensgerichts als Schuldeintreibungsorgan 


Die meisten Anträge („Klagen“) vor dem Nieder-Wildungener Friedensgericht erfolgten im 
Jahr 1850 aber - wie oben geschildert - wegen „Forderungen“ auf Zahlung einer kleinen 
Geldsumme aufgrund geschuldeter Pacht- und Zehntgelder, manchmal auch aufgrund aus- 
stehender Verzehr- oder Arzneikosten. Das machte dem Friedensrichter die Arbeit wesentlich 
leichter. Denn im Gegensatz zu einem Entschädigungsanspruch, bei dem oft die Kausalität 
des Schadens schwer zu beweisen ist, ist bei Vertragsbruch in der Art einer Überschreitung 
der Zahlungsfrist keine besondere Beweisführung erforderlich.5° Wenn Kläger Pachtgeld 
vom vergangenen Jahr forderten, legten die Beklagten meistens keinen Widerspruch da- 
gegen ein, sondern baten lediglich um die Verschiebung der Frist und die Ratenzahlung. 
So gesehen waren die am häufigsten vorkommenden Streitigkeiten vor dem Nieder-Wildun- 
gener Friedensgericht also gar keine richtigen Auseinandersetzungen oder echte Konflikte, 
sondern fielen vielmehr in das Gebiet der Mahnung und sind damit vergleichbar mit dem 
später in Preußen und Deutschland eingeführten Mahnverfahren als Vorstufe ordentlicher 
Zivilprozesse. Kein Wunder, dass die Friedensgerichte in Waldeck um 1850 fast so oft ge- 
nutzt wurden wie später das preußische - und heutige deutsche - Mahnverfahren. 5! 


4.3. Kontinuität der Patrimonialgerichte? Gutsherrschaft und Pacht 


Der Umstand, dass die Friedensgerichte die Funktion einer effektiven, gläubigerfreund- 
lichen Schuldeintreibung erfüllten, kann aber noch nicht die Erklärung dafür sein, warum 
hier eine so hohe Erfolgsrate möglich war. Daher lohnt es sich, die Forderung auf Pachtgeld 
noch einmal unter die Lupe zu nehmen, denn dort wurden auffallend viele Vergleiche ge- 
schlossen. Pacht erzeugt zwischen Grundbesitzer (Verpächter) und Pächter ein wirtschaft- 
liches Machtgefälle. In Waldeck erhielten sich daneben noch Reste der Gutsherrschaft. Zwar 





49 Peter Collin, Ehrengerichtliche Rechtsprechung im Kaiserreich und der Weimarer Republik, in: Rechts- 
geschichte (Rg) 25 (2017), S. 138-150, Zitat S. 145. 

50 Weil das Waldecker Friedensgericht ein reines Schlichtungsorgan und kein Gericht im heutigen Sin- 
ne war, blieb ihm jegliches Beweisverfahren erspart (s. das Einführungsgesetz [Anm. 18]). Für „Kläger“ 
musste es dennoch - auch ohne Beweislast - schwierig gewesen sein, sich beim Entschädigungsanspruch 
durchzusetzen. 

51 55 688-703, $ 794 Abs. 1 ZPO. 
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wurde der gutsherrliche Verband der Bauerngüter und der Verband der „in Erbpacht be- 
findlichen und auf Lebenszeit verpachteten Güter“ durch ein Gesetz von 1851 aufgehoben. 
Der Veräußerungsvertrag über ein bäuerliches Grundstück bedurfte jedoch nach wie vor 
der richterlichen Bestätigung und die Teilung bei Erbgang war unter einem halben Morgen 
Land nicht möglich.5? Waldeck befand sich um 1850 also im Bereich zwischen Sachenrecht 
und alter Grundherrschaft in einer Übergangsphase.53 

Ob unsere Parteien in Erbpacht oder in Zeitpacht standen, kann man dem Protokollbuch 
nicht entnehmen. Auffallend ist aber, dass bei der Forderung der Pacht- und Zehntgelder 
bei einigen Klägern Amtsbezeichnungen wie „Amtsschreiber“ oder „Amtsgesell“ angegeben 
werden.5* Louis Schumann, dessen Klage gegen sechs Schuldner schon oben geschildert 
wurde, nannte sich „Erheber“ Gemeint ist damit wahrscheinlich der „Gemeindeerheber“ 
ein Amt, das nach dem Einführungsgesetz von 1848 dem Waldecker Friedensgericht dazu 
dienen sollte, bei Nichterscheinen Strafgeld von den Verklagten einzutreiben.55 Daraus er- 
gibt sich die Frage, ob diese Amtsinhaber tatsächlich als Eigentümer für ihre eigenen Güter 
prozessierten oder nur als Vertreter der eigentlichen Besitzer des (ehemaligen) Gutsbesitzes 
auftraten. Der Fall eines Kreisrichters, der als Kläger gegen zwei Pächter des Guts von Wolff 
von Gudenberg im Namen dieses alten hessischen Adelsgeschlechts klagt,5° macht diese Fra- 
ge noch plausibler. 

Monika Wienfort hat bei ihrer Forschung zur Patrimonialgerichtsbarkeit im 19. Jahrhun- 
dert festgestellt, dass einige Patrimonialgerichte (auch) als Steuereintreiber fungierten. Die 
Märzrevolution brachte Waldeck die Aufhebung der Patrimonialgerichtsbarkeit und des 
gutsherrlichen Verbands auf Bauerngüter. Seit etwa 1848 mussten Bauern in Waldeck keine 
Abgaben mehr zahlen. Wenn aber Steuer in Pacht und das Patrimonialgericht in das Frie- 
densgericht umgewandelt wurden, dann könnte man sagen, dass sich, was die Abhängigkeit 
der Bauern als Pächter von ihrem ehemaligen Gutsherrn (Verpächtern) angeht, materiell 
nicht viel änderte. Durch diese Abhängigkeit der Bauern war das Verhältnis mancher Par- 
teien vor dem Friedensgericht unausgeglichen, was sehr wahrscheinlich zur hohen Erfolgs- 
rate bei Waldecker Friedensgerichten beitrug. 





52 Speyer (Anm. 10), 5. 673 f. 

33 Zunächst einmal scheint es so, als ob die Einwohner von Nieder-Wildungen von der turbulenten Än- 
derung der Rechtsverhältnisse bezüglich der Verfassung und des Zivilrechts kaum betroffen gewesen 
wären, soweit es um die vor das Friedensgericht gebrachten Rechtsstreitigkeiten geht. Ob auch nach 
etwa fünfzehn Jahren, 1865, der Fall war, wird demnächst untersucht. 

34 Amtsschreiber Regenbogen etwa bringt in vier Fällen vor dem Friedensgericht vor, die von ihm Verklag- 
ten „schulden mich für Herrn Amtmann Mosk in Sachsenhausen“ so und so viel Thaler. Es sieht also so 
aus, dass Regenbogen für den Amtmann Mogk (in einem Nachbardorf) Schulden eintrieb, obwohl er 
nicht dessen Rechtsanwalt war. HStAM Prot III, 1897 Bd. 1,5.251. Vor dem Waldecker Gericht waren ja 
„Rechtsbeistände (...) ausgeschlossen“ (Errichtungsgesetz $ 23) 

55 Gesetz (Anm. 18), $ 40. 

56 HStAM Prot III, 1897 Bd. 1,S. 261: Fall des Kreisrichters Kleinschmitt gegen Meister Barthold Eppe, Carl 
Starcke u. Ph Seibel. 
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5. Schluss 


Waldeck um 1850 stand auf einer mehrschichtigen Rechtsgrundlage. Es gab im Fürstentum 
eine Tradition des gemeinen Rechts, in der Rheinbundzeit stand es dann zumindest teilwei- 
se unter französischem Einfluss. Die Reformen im Zuge der Märzrevolution brachten dem 
Land die konstitutionelle Monarchie auf der Grundlage des allgemeinen Männerwahlrechts, 
die Abschaffung des gutsherrlichen Verbands und der Erbpacht sowie der Patrimonialge- 
richtsbarkeit und eben das Friedensgericht, das eine schr hohe Nutzungsfrequenz aufwies. 

Angesichts dieser Lage könnte man es vermuten, dass Waldeck um 1850 schon allein 
im rechtlichen Bereich durchaus ein Reich der Multinormativität gewesen wäre und das 
könnte auch ohne weiteres stimmen. Mit unseren Fällen vor dem Waldecker Friedensge- 
richt lässt sich dies allerdings nicht belegen. In etlichen Fällen sind zwar Abweichungen 
von staatlichen Rechtsnormen feststellbar. Ob das, was bei der Analyse der Fälle mehrmals 
als „Großzügigkeit“ bezeichnet wurde, als lokale Sitte oder sogar als eine bestimmte Art von 
Normativität angesehen werden kann, hängt wohl davon ab, was man sich unter Multinor- 
mativität, mithin unter Normativität vorstellt.5” Bei der „großzügigen“ Nachgiebigkeit der 
oben analysierten Beklagten scheint es sich aber eher noch nicht um einen festen, von einem 
allgemeinen „Rechtsbewusstsein“ getragenen normativen Maßstab zu handeln. 

Andererseits ist bei einigen Pachtgeldforderungen eine gewisse Kontinuität von der Pa- 
trimonialgerichtsbarkeit zum Friedensgericht festzustellen. Beide Gerichtstypen waren vom 
Zweck und Verfahren her wohl recht unterschiedlich, aber aus der Perspektive der Nutzer, 
und das waren hier der ehemalige Gutsherr und der Bauer als Pächter seines Guts (wie oben 
geschildert, standen noch im Vormärz die meisten Besitzer Waldecker Bauerngüter im guts- 
herrlichen Verband und hatten verschiedene „Abgaben an die ursprünglichen Eigentümer“ 
zu leisten), funktionierten beide Gerichte zumindest teilweise gleich. Versteht man diese 
Kontinuität der Akteurskonstellationen im Sinne der Kontinuität einer schon die patrimo- 
nialgerichtlichen Praxis beherrschenden normativen Konstellation, nämlich dass ein öffent- 
licher Bediensteter (wie Amtsgesell) für Gutsherren Erbpachtgelder ihres Guts als öffentliche 
Abgabe einziehen/sammeln soll, so lässt sich in der Praxis der Waldecker Friedensgerichte 
immerhin das Nebeneinander verschiedener Normativitäten erkennen: einer, die aus dem 
positiven Recht erschlossen werden kann und einer ungeschriebenen, die aus dem Weiter- 
wirken patrimonialer Vorstellungen erklärbar ist. 





37 Man könnte z.B. noch diskutieren, ob die bei unseren Fällen gezeigten Lösungen eine Form von 
„Aequitas“ darstellen, die von Zeitgenossen als eine Quelle von Normativität oder teilweise sogar als 
eine „höhere“ Form von Recht betrachtet wurde. Ich bedanke mich herzlich für die kritische Bemerkung 
von Peter Collin. 
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